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I 0022/2020 (DDI) 
Interpellation fraktionsübergreifend: Radikaler Umbau der Kinder- und Jugendpsy-

chiatrie im Kanton Solothurn. Welche Prozesse und Erwägungen lagen der Klinik-

schliessung zu Grunde, und wie wird die kinderpsychiatrische Grundversorgung im 

Kanton zukünftig gesichert? (29.01.2020)  

 
Auf die grossen Herausforderungen für die ambulanten sowie stationären Einrichtungen der 
kinderpsychiatrischen Versorgung im Kanton wurde wiederholt hingewiesen. 
Die nun überraschend kommunizierte Totalschliessung des kantonalen stationären Angebots 
auf Ende 2020 bei nur vagen Auskünften über eine beabsichtigte Stärkung der ambulanten 
Versorgungsstrukturen wecken zusätzliche Befürchtungen.  
Die bestehenden Strukturen der kinderpsychiatrischen Grundversorgung zeigten sich in den 
letzten Jahren zunehmend destabilisiert. Im ambulanten und stationären Sektor liessen hohe 
Personalfluktuationen berufsgruppenübergreifend auf eine Verschlechterung der Gesamtsi-
tuation schliessen. Bei anhaltend hohen Patientenzahlen konnten insbesondere medizinisches 
und psychologisches Fachpersonal nicht in bestehenden Anstellungen gehalten und freiwer-
dende Kaderstellen nicht neu besetzt werden. Zudem führte die Aufhebung des Sonderschul-
status und damit der sonderschulischen Tagesstrukturen zu einem massiven Abbau von für 
die Betreuung der Kinder nötigen Pensen, was wiederum zu einer Mehrbelastung des noch 
vorhandenen Personals führte. 
Auch unter Berücksichtigung der unternehmerischen und juristischen Aufgabenteilung zwi-
schen dem Kanton, der soH sowie der Politik sollten wesentliche Entscheidungen zur medizi-
nischen Grundversorgung im Kanton transparent und breit abgestützt getroffen werden. Wir 
bitten den Regierungsrat deshalb um Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Welches Vorgehen wurde seit dem Abbruch der Ausbaupläne KJPK gewählt? Wer hatte 

die Arbeitsgruppe zur Erarbeitung der aktuellen Entscheide eingesetzt? Wer wurde in 
diese Arbeitsgruppe berufen, und nach welchen Kriterien erfolgte die Auswahl?  

2. Nach welchen Kriterien setzt die soH den Versorgungsauftrag um? 
3. Wann und in welcher Form wurde die Regierung über die Entscheide informiert? Wie 

wurden Regierung und das Gesundheitsamt in die Projektausarbeitung einbezogen?  
4. Welche Varianten zur Angebotsplanung wurden konkret geprüft? Auf welcher Datenba-

sis (finanziell/fachlich/strukturell) beruhen die Empfehlungen? Welche Alternativen zu ei-
ner Schliessung des stationären Angebots im Kanton wurden geprüft und mit welcher 
Begründung verworfen? 

5. Wie viele stationäre Plätze werden ausserkantonal eingekauft? Mit welchen Institutionen 
bestehen bereits entsprechende Leistungsvereinbarungen, wo werden diese angestrebt? 
Besteht eine Aufnahmepflicht der adressierten Kliniken gleichermassen für Behandlungen 
und Kriseninterventionen? Wird auch der Bedarf nach sozialpsychiatrischer Notfallversor-
gung, behördlichen Notfallplatzierungen mit Abklärungsbedarf, Krisensituationen bei 
Kindern aus Heimsituationen usw. ausserkantonal gedeckt?  

6. Welche finanzpolitischen Auswirkungen hat die Schliessung, und was sind die Auswirkun-
gen auf die nächste Globalbudgetperiode? Wie erfolgt die Abrechnung mit den ausser-
kantonalen Institutionen, und was sind die Auswirkungen auf die Spitalliste? 

7. Welche konkreten Massnahmen zum Ausbau der ambulanten Versorgung sind bereits 
vorgesehen? Wie wird die dafür erforderliche Besetzung der Kaderstellen verbessert? 



Welche finanziellen Überlegungen werden gemacht zur Deckung der dezentralen ambu-
lanten Angebote? 

8. Werden tagesklinische Plätze im Kanton angeboten? Wenn ja, wo und wie viele?  
9. Wie werden niedergelassene Psychiater und Psychiaterinnen und weitere Leistungserbrin-

ger in die weitere Planung eingebunden?   
10. Welcher Zeitrahmen und welche Meilensteine sind für den Umbau der kantonalen Ver-

sorgung der Kinder- und Jugendpsychiatrie der Psychiatrischen Dienste angedacht und 
wie werden diese kommuniziert? 

11. Wie werden die angelaufenen Prozesse begleitet und evaluiert? 
 
Begründung 29.01.2020: Im Vorstosstext enthalten. 
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